
Dann:

„Der Präsident hat die Entlassung auszusprechen.“

Was damit genau gemeint ist, ist auch nicht zu erkennen.

(Dr. Gysi, PDS: Das weiß man.)

Es soll gemeint sein, daß er das bestätigen soll. Aber es läßt 
auch die Frage offen, daß der Präsident den Obersten Richter ab­
setzen könnte. Das kann nun beim besten Willen nicht gewollt 
sein. Das wäre genau eine Umkehrung des Rechts, das in der 
Bundesrepublik festgelegt ist.

Also, wenn man das Bundesgesetz abschreibt, dann bitte - wir 
hatten uns so verständigt - in der Angleichung, aber hier ist un­
gefähr genau das Gegenteil herausgekommen.

Es wird also einige Mühe machen, mit aller Sachlichkeit und 
Kompetenz über die Regelung eines Verfassungsgerichtshofes 
zu befinden.

Wir empfehlen daher, diesen Entwurf an den federführenden 
Ausschuß für Verfassung zu überweisen, so wie das bereits vom 
Präsidium der Volkskammer empfohlen wurde.

(Zuruf: Sehr schön! Beifall bei SPD und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Gestatten Sie eine Anfrage, Frau Kögler? 

(Kögler, CDU/DA: Ja, Herr Prof. Riege)

Prof. Dr. Riege (PDS):

Meine Frage bezieht sich natürlich nicht auf Ihre subtile juri­
stische Analyse, die Sie eben angestellt haben,

(Heiterkeit, vor allem bei der PDS)

sondern eigentlich mehr auf Ihr Gedächtnis. Und insofern möch­
te ich Sie fragen, ob Sie sich erinnern, ob in jener von Ihnen vor­
hin so plastisch wieder zurückgerufenen Veranstaltung der 
Kernpunkt unserer Debatte, in der Sie für das Verfassungsge­
richt plädiert haben, das Verhältnis von Parlament, von Volks­
souveränität und Verfassungsgerichtbarkeit war?

Kögler (CDU/DA):

Es ging, wenn Sie sich erinnern, ganz klar um die Forderung, 
ein Verfassungsgericht im Lande einzurichten.

(Prof. Dr. Riege, PDS: Und es ging um den Charakter im Ver­
hältnis zu einem parlamentarischen System.)

(Zuruf: Das ist doch keine Frage! - Unruhe im Saal)

Herr Prof. Riege, ich verstehe, daß Sie sich nicht mehr ganz 
gern daran erinnern, weil das sehr unterschiedlich war.

(Heiterkeit und Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Gestatten Sie noch eine Anfrage? -

Ich bitte nun als nächsten den Abgeordneten Schemmel von 
der PDS, das Wort zu nehmen.

(Unruhe im Saal)

Entschuldigung, das ist hier falsch angegeben. Er ist von der
Fraktion der SPD.

Schemmel für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zum ersten möchte ich mein Bedauern darüber ausdrücken, bei 
dieser wohl hochinteressanten Veranstaltung in Jena nicht teil­
genommen zu haben,

(Heiterkeit und Beifall)

obwohl ich befürchte, daß ich mich dann wohl diesmal auf Seite 
von Frau Kögler stellen müßte.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Ich befürchte das.

(Heiterkeit)

Die Möglichkeit, vor diesem Haus die Meinung der Fraktion 
vorzutragen, beinhaltet immmer auch für den Redner die Gele­
genheit, Eigenes einzubringen oder - und dies wird mit dem Her­
anrücken des Wahltermins 14. Oktober wohl immer häufiger 
werden - sich selbst ins rechte Licht zu rücken.

(Heiterkeit und Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Dieser Versuchung will ich mich, obwohl mir mein Wahlkreis 
Altenburg in Thüringen auch sehr am Herzen liegt, heute entzie­
hen,

(Heiterkeit und Beifall) -—-

denn beim vorliegenden Thema verbietet sich eine solche Ver­
fahrensweise.

(Beifall bei SPD und PDS)

Nun Spaß beiseite. Zu ernst ist das Anliegen und zu aussichts­
los ist es, es in der uns verbleibenden Zeit zu verwirklichen. Und 
deshalb nur eine kurze Stellungnahme: Rechtsstaatlichkeit und 
Verfassungsgerichtsbarkeit sind von der SPD seit ihrer Wieder­
gründung am 7. Oktober 1989 gefordert worden. Die Diskussion 
um die Verfassungsgrundsätze hat uns aber erst vor kurzer Zeit 
schmerzlich die Distanz zu diesem Ziel vor Augen geführt. Nach 
40jähriger erzwungener Abstinenz werden wir noch den Zeit­
raum bis zur Inkraftsetzung des Grundgesetzes abwarten müs­
sen. Erst mit diesem Schritt erreichen wir auch die angestrebte 
Verfassungsgerichtbarkeit. Denn nicht nur die im Entwurf § 2 
Abs. 3 zugesicherte Gebührenfreiheit für Verfahren vor dem 
Verfassungsgericht, sondern auch der Zustand unseres Verfas­
sungsrechts im Verhältnis zur Verfassungswirklichkeit wären 
Voraussetzungen für einen sowohl überlasteten als auch über­
forderten Verfassungsgerichtshof.

Der Entwurf der PDS jedoch, ans Bundesverfassungsgericht»*^ 
gesetz angelehnt, ist ein Beitrag zu allen weiteren Erwägungen 
in dieser Richtung, so daß er dem Ausschuß für Verfassung und 
Verwaltungsreform übergeben werden sollte.

Auch die SPD-Fraktion hat, wie in solchen Fällen immer - die 
Leute aus dem Ausschuß werden es bestätigen können -, einen 
diesbezüglichen Gesetzentwurf parat, den wir bei entsprechen­
den Beratungen dem Ausschuß mit vorlegen werden.

Und noch eines: Wenn ich beim PDS-Entwurf wohl zu Recht 
die Handschrift der Herren Professoren Heuerund Riege - Nen­
nung in alphabetischer Reihenfolge - zu erkennen glaube, so 
überrascht dann doch der krönende Abschluß der Eidesformel 
bei der Einführung der Verfassungsrichter ins Amt,

(Zuruf von CDU/DA: Ja, ja!)

der Eidesformel, die da lautet: „Ich schwöre, daß ich als gerech­
ter Richter allzeit die Verfassung der DDR treulich wahren und 
meine richterlichen Pflichten gegenüber jedermann gewissen­
haft erfüllen werde“, soweit sicherlich sehr richtig, und nun: „so 
wahr mir Gott helfe!“

(Schallende Heiterkeit und lebhafter Beifall bei den Koalitions­
fraktionerd
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